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Textgegenüberstellung 
 Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung:  

Patentgesetz 

§ 78.(1) Wer auf dem Gebiet des Erfindungsschutzes, ohne im Inland zur 
berufsmäßigen Parteienvertretung in solchen Angelegenheiten befugt zu sein, 
gewerbsmäßig 

§ 78. (1) Wer auf dem Gebiet des Erfindungsschutzes, ohne im Inland zur 
berufsmäßigen Parteienvertretung in solchen Angelegenheiten befugt zu sein, 
gewerbsmäßig 

 1. für den Gebrauch vor inländischen oder ausländischen Behörden 
Schriftstücke oder Zeichnungen verfaßt, 

 1. für den Gebrauch vor inländischen oder ausländischen Behörden 
Schriftstücke oder Zeichnungen verfasst, 

 2. Auskünfte erteilt,  2. Auskünfte erteilt, 
 3. vor inländischen Behörden Parteien vertritt oder  3. vor inländischen Behörden Parteien vertritt oder 
 4. sich zu einer der unter Z 1 bis 3 erwähnten Tätigkeiten anbietet,  4. sich zu einer der unter Z 1 bis 3 erwähnten Tätigkeiten anbietet, 
macht sich der Winkelschreiberei schuldig und ist von der Bezirksverwal-
tungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 60 000 S zu bestrafen. 

macht sich der Winkelschreiberei schuldig und ist von der Bezirksverwal-
tungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 4 360 € zu bestrafen. 

(2) … (2) … 
§ 82. (1) … § 82. (1) … 
(2) Personen, die die Amtshandlung stören oder durch ungeziemendes Be-

nehmen den Anstand verletzen, sind zu ermahnen; bleibt die Ermahnung er-
folglos, so kann ihnen nach vorausgegangener Androhung das Wort entzogen, 
ihre Entfernung verfügt und ihnen die Bestellung eines Bevollmächtigten auf-
getragen werden oder gegen sie eine Ordnungsstrafe bis 1 000 S und, falls die-
se nicht einbringlich ist, Haft bis zu drei Tagen verhängt werden. Bei erschwe-
renden Umständen kann eine solche Haftstrafe statt oder neben der Geldstrafe 
verhängt werden. 

(2) Personen, die die Amtshandlung stören oder durch ungeziemendes Be-
nehmen den Anstand verletzen, sind zu ermahnen; bleibt die Ermahnung er-
folglos, so kann ihnen nach vorausgegangener Androhung das Wort entzogen, 
ihre Entfernung verfügt und ihnen die Bestellung eines Bevollmächtigten auf-
getragen werden oder gegen sie eine Ordnungsstrafe bis 72 € und, falls diese 
nicht einbringlich ist, Haft bis zu drei Tagen verhängt werden. Bei erschwe-
renden Umständen kann eine solche Haftstrafe statt oder neben der Geldstrafe 
verhängt werden. 

(3) bis (6) … (3) bis (6) … 
§ 83. Gegen Personen, die die Tätigkeit des Patentamtes oder des Obersten 

Patent- und Markensenates offenbar mutwillig in Anspruch nehmen oder in 
der Absicht einer Verschleppung der Angelegenheit unrichtige Angaben ma-
chen, kann eine Mutwillensstrafe bis 1 000 S und im Falle der Uneinbringlich-
keit Haft bis zu drei Tagen verhängt werden. In Verfahren, in denen die Ent-
scheidung einem Senat zusteht, hat über Mutwillensstrafen der Senat zu ent-
scheiden. 

§ 83. Gegen Personen, die die Tätigkeit des Patentamtes oder des Obersten 
Patent- und Markensenates offenbar mutwillig in Anspruch nehmen oder in 
der Absicht einer Verschleppung der Angelegenheit unrichtige Angaben ma-
chen, kann eine Mutwillensstrafe bis 72 € und im Falle der Uneinbringlichkeit 
Haft bis zu drei Tagen verhängt werden. In Verfahren, in denen die Entschei-
dung einem Senat zusteht, hat über Mutwillensstrafen der Senat zu entschei-
den. 

§ 120. (1) bis (4) … § 120. (1) bis (4) … 
(5) Die nach den §§ 313, 326, 333 und 354 der Zivilprozeßordnung zu ver-

hängenden Ordnungs- und Mutwillensstrafen dürfen 1 000 S und im Fall der 
(5) Die nach den §§ 313, 326, 333 und 354 der Zivilprozessordnung zu 

verhängenden Ordnungs- und Mutwillensstrafen dürfen 72 € und im Fall der 
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Uneinbringlichkeit Haft bis zu drei Tagen nicht übersteigen. Bei Beweisauf-
nahmen während einer mündlichen Verhandlung sind die Ordnungs- und 
Mutwillensstrafen vom Senat, im Vorverfahren vom Referenten (§ 116 
Abs. 1) zu verhängen. § 84 Abs. 1 und 3 findet Anwendung. 

Uneinbringlichkeit Haft bis zu drei Tagen nicht übersteigen. Bei Beweisauf-
nahmen während einer mündlichen Verhandlung sind die Ordnungs- und 
Mutwillensstrafen vom Senat, im Vorverfahren vom Referenten (§ 116 
Abs. 1) zu verhängen. § 84 Abs. 1 und 3 findet Anwendung. 

§ 166. (1) Für die Anmeldung eines Patentes ist eine Anmeldegebühr von 
700 S zu zahlen. 

§ 166. (1) Für die Anmeldung eines Patentes ist eine Anmeldegebühr von 
50 € zu zahlen. 

(2) … (2) … 

(3) Die Jahresgebühr beträgt (3) Die Jahresgebühr beträgt 
für das erste Jahr ...............................................................................  900 S, für das erste Jahr ..............................................................................  65 €, 
zuzüglich 350 S für die sechste und für jede folgende Seite der zur Auslegung 
gelangenden Beschreibung und Patentansprüche sowie 350 S für das dritte und 
jedes folgende Blatt der angeschlossenen Zeichnungen, 

zuzüglich 25 € für die sechste und für jede folgende Seite der zur Auslegung 
gelangenden Beschreibung und Patentansprüche sowie 25 € für das dritte und 
jedes folgende Blatt der angeschlossenen Zeichnungen, 

für das zweite Jahr ............................................................................  900 S, für das zweite Jahr ............................................................................  65 €, 
für das dritte Jahr ..............................................................................  1 000 S, für das dritte Jahr..............................................................................  72 €, 
für das vierte Jahr .............................................................................  1 300 S, für das vierte Jahr .............................................................................  94 €, 
für das fünfte Jahr .............................................................................  1 400 S, für das fünfte Jahr ............................................................................  101 €, 
für das sechste Jahr ...........................................................................  1 900 S, für das sechste Jahr ..........................................................................  138 €, 
für das siebente Jahr .........................................................................  2 400 S, für das siebente Jahr .........................................................................  174 €, 
für das achte Jahr ..............................................................................  3 400 S, für das achte Jahr..............................................................................  247 €, 
für das neunte Jahr ............................................................................  4 200 S, für das neunte Jahr ...........................................................................  305 €, 
für das zehnte Jahr ............................................................................  5 100 S, für das zehnte Jahr............................................................................  370 €, 
für das elfte Jahr ...............................................................................  6 400 S, für das elfte Jahr ...............................................................................  465 €, 
für das zwölfte Jahr ...........................................................................  7 200 S, für das zwölfte Jahr ..........................................................................  523 €, 
für das dreizehnte Jahr ......................................................................  8 000 S, für das dreizehnte Jahr .....................................................................  581 €, 
für das vierzehnte Jahr ......................................................................  11 700 S, für das vierzehnte Jahr .....................................................................  850 €, 
für das fünfzehnte Jahr .....................................................................  14 700 S, für das fünfzehnte Jahr .....................................................................  1 068 €, 
für das sechszehnte Jahr....................................................................  16 000 S, für das sechszehnte Jahr ...................................................................  1 162 €, 
für das siebzehnte Jahr ......................................................................  20 000 S, für das siebzehnte Jahr .....................................................................  1 453 €, 
für das achtzehnte Jahr......................................................................  24 000 S. für das achtzehnte Jahr .....................................................................  1 744 €. 
für das neunzehnte Jahr ....................................................................  24 000 S. für das neunzehnte Jahr ....................................................................  1 744 €. 
für das zwanzigste Jahr .....................................................................  24 000 S. für das zwanzigste Jahr ....................................................................  1 744 €. 

(4) Für Zusatzpatente, die nicht zu selbständigen Patenten erklärt werden 
(§ 28), ist die Jahresgebühr für die gesamte Geltungsdauer zu zahlen; sie be-
trägt 4 500 S zuzüglich 350 S für die sechste und jede folgende Seite der zur 

(4) Für Zusatzpatente, die nicht zu selbständigen Patenten erklärt werden 
(§ 28), ist die Jahresgebühr für die gesamte Geltungsdauer zu zahlen; sie be-
trägt 327 € zuzüglich 25 € für die sechste und jede folgende Seite der zur Aus-
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Auslegung gelangenden Beschreibung und Patentansprüche sowie 350 S für 
das dritte und für jedes folgende Blatt der angeschlossenen Zeichnungen. 

legung gelangenden Beschreibung und Patentansprüche sowie 25 € für das 
dritte und für jedes folgende Blatt der angeschlossenen Zeichnungen. 

(5) bis (10) … (5) bis (10) … 

§ 168. (1) … § 168. (1) … 
 1. den Einspruch (§ 102) ...........................................................  800 S;  1. den Einspruch (§ 102) ...........................................................  58 €; 
 2. die Beschwerde (§ 70) im Verfahren  2. die Beschwerde (§ 70) im Verfahren 
  ohne Gegenpartei ...................................................................  900 S;   ohne Gegenpartei ..................................................................  65 €; 
  mit Gegenpartei .....................................................................  2 600 S;   mit Gegenpartei .....................................................................  188 €; 
 3. jeden vor der Nichtigkeitsabteilung zu verhandelnden An-

trag .........................................................................................  2 900 S; 
 3. jeden vor der Nichtigkeitsabteilung zu verhandelnden An-

trag ........................................................................................  210 €; 
 4. die Berufung (§ 138) .............................................................  4 400 S;  4. die Berufung (§ 138) .............................................................  319 €; 

5. a) den Antrag auf Eintragung des Vorbenützerrechtes 
(§ 23 Abs. 4), auf Übertragung unter Lebenden (§ 33 
Abs. 2 und 3), auf Eintragung einer Lizenz oder einer 
Lizenzübertragung (§§ 35 bis 37) oder auf eine der 
sonst im § 43 vorgesehenen Eintragungen in das Patent-
register .............................................................................  800 S; 

5. a) den Antrag auf Eintragung des Vorbenützerrechtes 
(§ 23 Abs. 4), auf Übertragung unter Lebenden (§ 33 
Abs. 2 und 3), auf Eintragung einer Lizenz oder einer 
Lizenzübertragung (§§ 35 bis 37) oder auf eine der 
sonst im § 43 vorgesehenen Eintragungen in das Patent-
register .............................................................................  58 €; 

 b) den Antrag auf Eintragung einer Streitanmerkung (§ 45)  330 S;  b) den Antrag auf Eintragung einer Streitanmerkung (§ 45)  23 €; 
 c) den Antrag auf Verlängerung der Frist für die Äußerung 

auf den Vorbescheid (§ 99 Abs. 4) ..................................  170 S; 
 c) den Antrag auf Verlängerung der Frist für die Äußerung 

auf den Vorbescheid (§ 99 Abs. 4) ..................................  12 €; 
 d) den Antrag, die Bekanntmachung einer Patentanmel-

dung mehr als drei Monate auszusetzen (§ 101 Abs. 4), 
für je angefangene drei Monate des die ersten drei Mo-
nate übersteigenden Zeitraumes .......................................  800 S; 

 d) den Antrag, die Bekanntmachung einer Patentanmel-
dung mehr als drei Monate auszusetzen (§ 101 Abs. 4), 
für je angefangene drei Monate des die ersten drei Mo-
nate übersteigenden Zeitraumes ......................................  58 S; 

6. a) den Antrag auf Durchführung einer Recherche gemäß 
§ 57a Z 1 ..........................................................................  2 200 S; 

6. a) den Antrag auf Durchführung einer Recherche gemäß 
§ 57a Z 1 .........................................................................  159 €; 

 b) den Antrag auf Erstattung eines Gutachtens gemäß 
§ 57a Z 2, wenn der Stand der Technik vom Antragstel-
ler bekanntgegeben wird ..................................................  2 200 S; 

 b) den Antrag auf Erstattung eines Gutachtens gemäß 
§ 57a Z 2, wenn der Stand der Technik vom Antragstel-
ler bekannt gegeben wird ................................................  159 €; 

 c) den Antrag auf Erstattung eines Gutachtens gemäß 
§ 57a Z 2, wenn der Stand der Technik vom Patentamt 
zu recherchieren ist ..........................................................  3 300 S. 

 c) den Antrag auf Erstattung eines Gutachtens gemäß 
§ 57a Z 2, wenn der Stand der Technik vom Patentamt 
zu recherchieren ist .........................................................  239 €. 

(2) … (2) … 
(3) Die Beschwerdegebühr (Abs. 1 Z 2) ist zurückzuerstatten, wenn die Be-

schwerde im wesentlichen Erfolg hat und das Verfahren ohne Gegenpartei 
(3) Die Beschwerdegebühr (Abs. 1 Z 2) ist zurückzuerstatten, wenn die Be-

schwerde im wesentlichen Erfolg hat und das Verfahren ohne Gegenpartei 
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durchgeführt worden ist. Von den im Abs. 1 unter Z 3 und 4 festgesetzten Ge-
bühren ist die Hälfte zurückzuerstatten, wenn der vor der Nichtigkeitsabtei-
lung zu verhandelnde Antrag oder die Berufung zurückgewiesen oder das Ver-
fahren eingestellt wird, ohne daß es zur mündlichen Verhandlung gekommen 
ist. Von den im Abs. 1 unter Z 5 festgesetzten Gebühren ist die Hälfte zurück-
zuerstatten, wenn der Antrag vor der Beschlußfassung zurückgezogen wird. 
Wenn im Falle des Abs. 1 Z 5 lit. d die Aussetzung nicht für die volle bean-
tragte Dauer bewilligt wird und auf die bewilligte Dauer eine niedrigere Ge-
bühr als der eingezahlte Betrag entfällt, ist der Mehrbetrag zurückzuerstatten. 
Von der Gebühr gemäß Abs. 1 Z 6 lit. a und b sind 1 600 S, von der Gebühr 
gemäß Abs. 1 Z 6 lit. c 2 700 S zurückzuzahlen, wenn der Antrag zurückge-
wiesen oder vor der Zustellung des Gutachtens zurückgezogen worden ist. 

durchgeführt worden ist. Von den im Abs. 1 unter Z 3 und 4 festgesetzten Ge-
bühren ist die Hälfte zurückzuerstatten, wenn der vor der Nichtigkeitsabtei-
lung zu verhandelnde Antrag oder die Berufung zurückgewiesen oder das Ver-
fahren eingestellt wird, ohne dass es zur mündlichen Verhandlung gekommen 
ist. Von den im Abs. 1 unter Z 5 festgesetzten Gebühren ist die Hälfte zurück-
zuerstatten, wenn der Antrag vor der Beschlussfassung zurückgezogen wird. 
Wenn im Falle des Abs. 1 Z 5 lit. d die Aussetzung nicht für die volle bean-
tragte Dauer bewilligt wird und auf die bewilligte Dauer eine niedrigere Ge-
bühr als der eingezahlte Betrag entfällt, ist der Mehrbetrag zurückzuerstatten. 
Von der Gebühr gemäß Abs. 1 Z 6 lit. a und b sind 116 €, von der Gebühr ge-
mäß Abs. 1 Z 6 lit. c 196 € zurückzuzahlen, wenn der Antrag zurückgewiesen 
oder vor der Zustellung des Gutachtens zurückgezogen worden ist. 

(4) Mit Verordnung können besondere Gebühren für amtliche Veröffentli-
chungen, Beglaubigungen, Registerauszüge, Patenturkunden, Prioritätsbelege 
und Amtszeugnisse festgesetzt werden. Bei der Festsetzung des einzelnen Ge-
bührensatzes, der 330 S nicht übersteigen darf, ist der für die amtliche Tätig-
keit erforderliche Arbeits- und Sachaufwand zu berücksichtigen. Soweit die 
Höhe der Gebühren von der Zahl der Seiten oder Blätter abhängt, ist § 166 
Abs. 10 anzuwenden. 

(4) Mit Verordnung können besondere Gebühren für amtliche Veröffentli-
chungen, Beglaubigungen, Registerauszüge, Patenturkunden, Prioritätsbelege 
und Amtszeugnisse festgesetzt werden. Bei der Festsetzung des einzelnen Ge-
bührensatzes, der 23 € nicht übersteigen darf, ist der für die amtliche Tätigkeit 
erforderliche Arbeits- und Sachaufwand zu berücksichtigen. Soweit die Höhe 
der Gebühren von der Zahl der Seiten oder Blätter abhängt, ist § 166 Abs. 10 
anzuwenden. 

(5) … (5) … 
§ 172b. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bun-

desgesetze verwiesen wird, sind diese, sofern nichts anderes bestimmt wird, in 
ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

§ 172b. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer 
Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese, sofern nichts anderes bestimmt 
wird, in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

 (2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes in seiner jeweiligen 
Fassung dürfen bereits von dem Tag an erlassen werden, der der Kundma-
chung des durchzuführenden Bundesgesetzes folgt; sie dürfen jedoch nicht vor 
den durchzuführenden Gesetzesbestimmungen in Kraft treten. 

§ 174. (1) bis (7) … § 174. (1) bis (7) … 
 (8) § 78 Abs. 1, § 82 Abs. 2, §§ 83, 120 Abs. 5, § 166 Abs. 1, 3 und 4 und 

§ 168 Abs. 1, 3 und 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
xxx/2001 treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 

Patentverträge-Einführungsgesetz 
§ 22. (1) … § 22. (1) … 
(2) Die Veröffentlichungsgebühr beträgt 1 600 S zuzüglich 350 S für die (2) Die Veröffentlichungsgebühr beträgt 116 € zuzüglich 25 € für die sechs-
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sechste und für jede folgende Seite der eingereichten Übersetzung oder ihrer 
Berichtigung sowie 350 S für das dritte und für jedes folgende Blatt der ange-
schlossenen Zeichnungen. § 166 Abs. 10 PatG ist anzuwenden. 

te und für jede folgende Seite der eingereichten Übersetzung oder ihrer Be-
richtigung sowie 25 € für das dritte und für jedes folgende Blatt der ange-
schlossenen Zeichnungen. § 166 Abs. 10 PatG ist anzuwenden. 

(3) … (3) … 
§ 25. (1) bis (5) … § 25. (1) bis (5) … 
 (6) § 22 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2001 

tritt mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 
 § 25a. Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes in seiner jeweiligen 

Fassung dürfen bereits von dem Tag an erlassen werden, der der Kundma-
chung des durchzuführenden Bundesgesetzes folgt; sie dürfen jedoch nicht vor 
den durchzuführenden Gesetzesbestimmungen in Kraft treten. 

Gebrauchsmustergesetz 
§ 46. (1) Bei der Anmeldung eines Gebrauchsmusters ist eine Anmeldege-

bühr von 700 S zu zahlen. Eine Rückzahlung der Anmeldegebühr erfolgt 
nicht. 

§ 46. (1) Bei der Anmeldung eines Gebrauchsmusters ist eine Anmeldege-
bühr von 50 € zu zahlen. Eine Rückzahlung der Anmeldegebühr erfolgt nicht. 

(2) Für die Veröffentlichung eines Gebrauchsmusters ist eine Veröffentli-
chungsgebühr von 1 000 S zu zahlen. 

(2) Für die Veröffentlichung eines Gebrauchsmusters ist eine Veröffentli-
chungsgebühr von 72 € zu zahlen. 

(3) Für die beschleunigte Veröffentlichung und Registrierung eines Ge-
brauchsmusters (§ 27) ist eine Zuschlagsgebühr von 700 S zu zahlen. 

(3) Für die beschleunigte Veröffentlichung und Registrierung eines Ge-
brauchsmusters (§ 27) ist eine Zuschlagsgebühr von 50 € zu zahlen. 

§ 47. (1) … § 47. (1) … 
(2) Die Jahresgebühr beträgt (2) Die Jahresgebühr beträgt 

für das zweite Jahr ............................................................................  600 S, für das zweite Jahr ............................................................................  43 €, 
für das dritte Jahr ..............................................................................  900 S, für das dritte Jahr..............................................................................  65 €, 
für das vierte Jahr .............................................................................  1 200 S, für das vierte Jahr .............................................................................  87 €, 
für das fünfte Jahr .............................................................................  1 500 S, für das fünfte Jahr ............................................................................  109 €, 
für das sechste Jahr ...........................................................................  1 800 S, für das sechste Jahr ..........................................................................  130 €, 
für das siebente Jahr .........................................................................  2 100 S, für das siebente Jahr .........................................................................  152 €, 
für das achte Jahr ..............................................................................  2 400 S, für das achte Jahr..............................................................................  174 €, 
für das neunte Jahr ............................................................................  2 700 S, für das neunte Jahr ...........................................................................  196 €, 
für das zehnte Jahr ............................................................................  3 000 S. für das zehnte Jahr............................................................................  218 €. 

(3) … (3) … 
(4) Anstelle der jährlichen Zahlung der Jahresgebühren bis einschließlich (4) Anstelle der jährlichen Zahlung der Jahresgebühren bis einschließlich 
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jener für das fünfte Jahr kann eine Pauschalgebühr von 3 600 S gezahlt wer-
den. Die Fälligkeit dieser Gebühr sowie die Zahlungsfristen hiefür richten sich 
nach den Bestimmungen, die auf die erste an das Patentamt zu zahlende Jah-
resgebühr anzuwenden sind (Abs. 1 und 3). Bei Zahlung nach Fälligkeit ist 
kein Zuschlag zu zahlen. 

jener für das fünfte Jahr kann eine Pauschalgebühr von 261 € gezahlt werden. 
Die Fälligkeit dieser Gebühr sowie die Zahlungsfristen hiefür richten sich 
nach den Bestimmungen, die auf die erste an das Patentamt zu zahlende Jah-
resgebühr anzuwenden sind (Abs. 1 und 3). Bei Zahlung nach Fälligkeit ist 
kein Zuschlag zu zahlen. 

(5) Anstelle der jährlichen Zahlung der Jahresgebühren für das sechste bis 
zehnte Jahr kann eine Pauschalgebühr von 10 800 S gezahlt werden. Die Fäl-
ligkeit dieser Gebühr sowie die Zahlungsfristen hiefür richten sich nach den 
Bestimmungen, die auf die Jahresgebühr für das sechste Jahr anzuwenden sind 
(Abs. 1 und 3). Bei Zahlung nach Fälligkeit ist neben dieser Pauschalgebühr 
ein Zuschlag von 20 vH dieser Gebühr zu zahlen. 

(5) Anstelle der jährlichen Zahlung der Jahresgebühren für das sechste bis 
zehnte Jahr kann eine Pauschalgebühr von 784 € gezahlt werden. Die Fällig-
keit dieser Gebühr sowie die Zahlungsfristen hiefür richten sich nach den 
Bestimmungen, die auf die Jahresgebühr für das sechste Jahr anzuwenden sind 
(Abs. 1 und 3). Bei Zahlung nach Fälligkeit ist neben dieser Pauschalgebühr 
ein Zuschlag von 20 vH dieser Gebühr zu zahlen. 

(6) und (7) … (6) und (7) … 

§ 48. (1) … § 48. (1) … 
 1. die Beschwerde (§ 35) ...........................................................  900 S;  1. die Beschwerde (§ 35) ..........................................................  65 €; 
 2. jeden vor der Nichtigkeitsabteilung zu verhandelnden An-

trag .........................................................................................  2 900 S; 
 2. jeden vor der Nichtigkeitsabteilung zu verhandelnden An-

trag ........................................................................................  210 €; 
 3. die Berufung (§ 37) ...............................................................  4 400 S;  3. die Berufung (§ 37) ...............................................................  319 €; 
 4. den Antrag auf Eintragung des Vorbenützerrechtes (§ 5 

Abs. 5), auf Übertragung unter Lebenden (§ 10), auf Ein-
tragung einer Lizenz oder einer Lizenzübertragung oder auf 
eine der sonst im § 32 Abs. 1 vorgesehenen Eintragungen 
in das Gebrauchsmusterregister .............................................  800 S; 

 4. den Antrag auf Eintragung des Vorbenützerrechtes (§ 5 
Abs. 5), auf Übertragung unter Lebenden (§ 10), auf Ein-
tragung einer Lizenz oder einer Lizenzübertragung oder auf 
eine der sonst im § 32 Abs. 1 vorgesehenen Eintragungen 
in das Gebrauchsmusterregister ............................................  58 €; 

 5. den Antrag auf Eintragung einer Streitanmerkung (§ 32 
Abs. 3) ...................................................................................  330 S. 

 5. den Antrag auf Eintragung einer Streitanmerkung (§ 32 
Abs. 3) ..................................................................................  23 €. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

(4) Mit Verordnung können besondere Gebühren für amtliche Veröffentli-
chungen, Beglaubigungen, Registerauszüge, Gebrauchsmusterurkunden, Prio-
ritätsbelege und Amtszeugnisse festgesetzt werden. Bei der Festsetzung des 
einzelnen Gebührensatzes, der 330 S nicht übersteigen darf, ist der für die 
amtliche Tätigkeit erforderliche Arbeits- und Sachaufwand zu berücksichti-
gen. Soweit die Höhe der Gebühren von der Zahl der Seiten oder Blätter ab-
hängt, ist § 166 Abs. 10 des Patentgesetzes 1970, BGBl. Nr. 259, sinngemäß 
anzuwenden. 

(4) Mit Verordnung können besondere Gebühren für amtliche Veröffentli-
chungen, Beglaubigungen, Registerauszüge, Gebrauchsmusterurkunden, Prio-
ritätsbelege und Amtszeugnisse festgesetzt werden. Bei der Festsetzung des 
einzelnen Gebührensatzes, der 23 € nicht übersteigen darf, ist der für die amt-
liche Tätigkeit erforderliche Arbeits- und Sachaufwand zu berücksichtigen. 
Soweit die Höhe der Gebühren von der Zahl der Seiten oder Blätter abhängt, 
ist § 166 Abs. 10 des Patentgesetzes 1970, BGBl. Nr. 259, sinngemäß anzu-
wenden. 
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(5) … (5) … 

§ 53. (1) … § 53. (1) … 
(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes können bereits von 

dem seiner Kundmachung folgenden Tag an erlassen werden. Sie dürfen je-
doch frühestens mit dem im Abs. 1 genannten Zeitpunkt in Kraft treten. 

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes in seiner jeweiligen 
Fassung dürfen bereits von dem Tag an erlassen werden, der der Kundma-
chung des durchzuführenden Bundesgesetzes folgt; sie dürfen jedoch nicht vor 
den durchzuführenden Gesetzesbestimmungen in Kraft treten. 

(3) … (3) … 
 (4) § 46 Abs. 1 bis 3, § 47 Abs. 2, 4 und 5, § 48 Abs. 1 und 4 in der Fas-

sung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2001 treten mit 1. Jänner 2002 in 
Kraft. 

Schutzzertifikatsgesetz 1996 

§ 2. (1) Die Anmeldung eines ergänzenden Schutzzertifikats hat beim Ös-
terreichischen Patentamt schriftlich zu erfolgen. Für jede Anmeldung ist eine 
Anmeldegebühr von 3 000 S zu zahlen. 

§ 2. (1) Die Anmeldung eines ergänzenden Schutzzertifikats hat beim Ös-
terreichischen Patentamt schriftlich zu erfolgen. Für jede Anmeldung ist eine 
Anmeldegebühr von 218 € zu zahlen. 

(2) … (2) … 

§ 4. (1) Für jedes ergänzende Schutzzertifikat sind nach Maßgabe der in 
Anspruch genommenen Dauer Jahresgebühren zu zahlen. Die Jahresgebühr 
beträgt 

§ 4. (1) Für jedes ergänzende Schutzzertifikat sind nach Maßgabe der in 
Anspruch genommenen Dauer Jahresgebühren zu zahlen. Die Jahresgebühr 
beträgt 

für das erste Jahr ...............................................................................  28 000 S, für das erste Jahr ..............................................................................  2 034 €, 
für das zweite Jahr ............................................................................  32 000 S, für das zweite Jahr ............................................................................  2 325 €, 
für das dritte Jahr ..............................................................................  36 000 S, für das dritte Jahr..............................................................................  2 616 €, 
für das vierte Jahr .............................................................................  40 000 S, für das vierte Jahr .............................................................................  2 906 €, 
für das fünfte Jahr .............................................................................  44 000 S. für das fünfte Jahr ............................................................................  3 197 €. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

§ 11. (1) und (2) … § 11. (1) und (2) … 
 (3) § 2 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xxx/2001 treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 
 § 12. Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes in seiner jeweiligen 

Fassung dürfen bereits von dem Tag an erlassen werden, der der Kundma-
chung des durchzuführenden Bundesgesetzes folgt; sie dürfen jedoch nicht vor 
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den durchzuführenden Gesetzesbestimmungen in Kraft treten. 

Halbleiterschutzgesetz 
§ 9. (1) und (2) … § 9. (1) und (2) … 
(3) Der Antrag unterliegt einer Gebühr von 3 000 S. (3) Der Antrag unterliegt einer Gebühr von 218 €. 
(4) … (4) … 
§ 27. (1) … § 27. (1) … 
(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes können bereits von 

dem seiner Kundmachung folgenden Tag an erlassen werden. Sie dürfen je-
doch erst zugleich mit diesem Bundesgesetz in Kraft gesetzt werden. 

(2)Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes in seiner jeweiligen 
Fassung dürfen bereits von dem Tag an erlassen werden, der der Kundma-
chung des durchzuführenden Bundesgesetzes folgt; sie dürfen jedoch nicht vor 
den durchzuführenden Gesetzesbestimmungen in Kraft treten. 

 (3) § 9 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2001 tritt 
mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 

Markenschutzgesetz 1970 
§ 6. (1) und (2) … § 6. (1) und (2) … 
(3) Wer dem Verbot (Abs. 1) zuwiderhandelt, wird von der Bezirksverwal-

tungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 3 000 S oder mit Arrest bis zu einem Mo-
nat bestraft. Bei erschwerenden Umständen können diese Strafen auch neben-
einander verhängt werden. 

(3) Wer dem Verbot (Abs. 1) zuwiderhandelt, wird von der Bezirksverwal-
tungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 218 € oder mit Arrest bis zu einem Monat 
bestraft. Bei erschwerenden Umständen können diese Strafen auch nebenei-
nander verhängt werden. 

§ 18. (1) Für die Anmeldung einer Marke sind eine Anmeldegebühr von 
950 S, darin enthalten ein Entgelt für die Recherche (§ 21) in Höhe von 400 S, 
und eine Klassengebühr zu zahlen. Die Klassengebühr beträgt 220 S, sofern 
das Verzeichnis der Waren und Dienstleistungen nicht mehr als drei Klassen 
umfaßt; für jede weitere Klasse erhöht sie sich um je 290 S. 

§ 18. (1) Für die Anmeldung einer Marke sind eine Anmeldegebühr von 
69 €, darin enthalten ein Entgelt für die Recherche (§ 21) in Höhe von 29 €, 
und eine Klassengebühr zu zahlen. Die Klassengebühr beträgt 15 €, sofern das 
Verzeichnis der Waren und Dienstleistungen nicht mehr als drei Klassen um-
fasst; für jede weitere Klasse erhöht sie sich um je 21 €. 

(2) Vor der Registrierung einer Marke sind nach Aufforderung eine 
Schutzdauergebühr von 2 000 S und ein Druckkostenbeitrag für die Veröffent-
lichung (§ 17 Abs. 5) zu zahlen (§ 72 Abs. 1). 

(2) Vor der Registrierung einer Marke sind nach Aufforderung eine 
Schutzdauergebühr von 145 € und ein Druckkostenbeitrag für die Veröffentli-
chung (§ 17 Abs. 5) zu zahlen (§ 72 Abs. 1). 

(3) … (3) … 
(4) Für den Antrag auf internationale Registrierung einer Marke nach dem 

Madrider Abkommen über die internationale Registrierung von Marken, 
BGBl. Nr. 400/1973, und dem Protokoll zum Madrider Abkommen über die 

(4) Für den Antrag auf internationale Registrierung einer Marke nach dem 
Madrider Abkommen über die internationale Registrierung von Marken, 
BGBl. Nr. 400/1973, und dem Protokoll zum Madrider Abkommen über die 
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internationale Registrierung von Marken, BGBl. III Nr. 32/1999, beide in der 
jeweils geltenden Fassung, ist neben der an das Internationale Büro zu zahlen-
den Gebühr eine Inlandsgebühr von 1 200 S zu zahlen. Wird die internationale 
Registrierung sowohl nach dem Madrider Abkommen über die internationale 
Registrierung von Marken als auch nach dem Protokoll zum Madrider Ab-
kommen über die internationale Registrierung von Marken beantragt, so ist 
jedenfalls nur eine Inlandsgebühr zu zahlen. 

internationale Registrierung von Marken, BGBl. III Nr. 32/1999, beide in der 
jeweils geltenden Fassung, ist neben der an das Internationale Büro zu zahlen-
den Gebühr eine Inlandsgebühr von 87 € zu zahlen. Wird die internationale 
Registrierung sowohl nach dem Madrider Abkommen über die internationale 
Registrierung von Marken als auch nach dem Protokoll zum Madrider Ab-
kommen über die internationale Registrierung von Marken beantragt, so ist 
jedenfalls nur eine Inlandsgebühr zu zahlen. 

§ 19. (1) … § 19. (1) … 
(2) Die Registrierung wird durch Einzahlung einer Erneuerungsgebühr im 

Ausmaß der zweieinhalbfachen Schutzdauergebühr (§ 18 Abs. 2) erneuert. 
(2) Die Registrierung wird durch Einzahlung einer Erneuerungsgebühr im 

Ausmaß von 363 € erneuert. 
(3) … (3) … 
§ 28. (1) bis (3) … § 28. (1) bis (3) … 
(4) Für jeden der im Abs. 1 erwähnten Anträge ist eine Gebühr im Ausmaß 

der Anmeldegebühr, für einen Antrag nach Abs. 2 eine Gebühr in Höhe von 
330 S zu zahlen. 

(4) Für jeden der im Abs. 1 erwähnten Anträge ist eine Gebühr im Ausmaß 
der Anmeldegebühr, für einen Antrag nach Abs. 2 eine Gebühr in Höhe von 
23 € zu zahlen. 

§ 40. (1) Für die Beschwerde ist eine Gebühr von 900 S für jede angemel-
dete oder registrierte Marke, deretwegen Beschwerde erhoben wird, zu zahlen. 
Für jeden vor der Nichtigkeitsabteilung zu verhandelnden Antrag (§ 37) ist 
eine Gebühr von 2 900 S, für die Berufung (§ 39) eine Gebühr von 4 400 S für 
jede Marke, auf die sich der Antrag (die Berufung) bezieht, zu zahlen. 

§ 40. (1) Für die Beschwerde ist eine Gebühr von 65 € für jede angemeldete 
oder registrierte Marke, deretwegen Beschwerde erhoben wird, zu zahlen. Für 
jeden vor der Nichtigkeitsabteilung zu verhandelnden Antrag (§ 37) ist eine 
Gebühr von 210 €, für die Berufung (§ 39) eine Gebühr von 319 € für jede 
Marke, auf die sich der Antrag (die Berufung) bezieht, zu zahlen. 

(2) … (2) … 
§ 60c. Wer den Vorschriften einer auf Grund des § 9 erlassenen Verord-

nung zuwiderhandelt, wird von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geld bis 
zu 1 000 S oder mit Arrest bis zu einem Monat bestraft. Bei erschwerenden 
Umständen können diese Strafen auch nebeneinander verhängt werden. Im 
Fall der Verurteilung ist stets auf den Verfall der betreffenden Waren zu er-
kennen. 

§ 60c. Wer den Vorschriften einer auf Grund des § 9 erlassenen Verord-
nung zuwiderhandelt, wird von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geld bis 
zu 72 € oder mit Arrest bis zu einem Monat bestraft. Bei erschwerenden Um-
ständen können diese Strafen auch nebeneinander verhängt werden. Im Fall 
der Verurteilung ist stets auf den Verfall der betreffenden Waren zu erkennen. 

§ 68. (1) … § 68. (1) … 
(2) Für den Antrag ist eine Gebühr in Höhe von 8 000 S zu zahlen. (2) Für den Antrag ist eine Gebühr in Höhe von 581 € zu zahlen. 
(3) bis (6) … (3) bis (6) … 
§ 71. (1) Wer auf dem Gebiet des Markenschutzes, ohne im Inland zur be-

rufsmäßigen Parteienvertretung in solchen Angelegenheiten befugt zu sein, 
§ 71. (1) Wer auf dem Gebiet des Markenschutzes, ohne im Inland zur be-

rufsmäßigen Parteienvertretung in solchen Angelegenheiten befugt zu sein, 
 1. für das Verfahren vor inländischen oder ausländischen Behörden  1. für das Verfahren vor inländischen oder ausländischen Behörden 
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schriftliche Anbringen oder Urkunden verfaßt, schriftliche Anbringen oder Urkunden verfasst, 
 2. Auskünfte erteilt,  2. Auskünfte erteilt, 
 3. vor inländischen Behörden Parteien vertritt oder  3. vor inländischen Behörden Parteien vertritt oder 
 4. sich zu einer der unter Z 1 bis 3 erwähnten Tätigkeiten anbietet,  4. sich zu einer der unter Z 1 bis 3 erwähnten Tätigkeiten anbietet, 
macht sich der Winkelschreiberei schuldig und ist von der Bezirksverwal-
tungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 60 000 S zu bestrafen. 

macht sich der Winkelschreiberei schuldig und ist von der Bezirksverwal-
tungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 4 360 € zu bestrafen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

§ 72. (1) Durch Verordnung können Druckkostenbeiträge sowie besondere 
Gebühren für amtliche Ausfertigungen, Veröffentlichungen, Bestätigungen 
und Beglaubigungen sowie für Registerauszüge festgesetzt werden. Bei der 
Festsetzung des einzelnen Gebührensatzes, der 1 200 S nicht übersteigen darf, 
ist der für die amtliche Tätigkeit erforderliche Arbeits- und Sachaufwand zu 
berücksichtigen. Soweit die Höhe der Gebühren von der Zahl der Seiten oder 
Blätter abhängt, ist § 166 Abs. 10 des Patentgesetzes 1970, BGBl. Nr. 259, in 
der jeweils geltenden Fassung sinngemäß anzuwenden. 

§ 72. (1) Durch Verordnung können Druckkostenbeiträge sowie besondere 
Gebühren für amtliche Ausfertigungen, Veröffentlichungen, Bestätigungen 
und Beglaubigungen sowie für Registerauszüge festgesetzt werden. Bei der 
Festsetzung des einzelnen Gebührensatzes, der 87 € nicht übersteigen darf, ist 
der für die amtliche Tätigkeit erforderliche Arbeits- und Sachaufwand zu be-
rücksichtigen. Soweit die Höhe der Gebühren von der Zahl der Seiten oder 
Blätter abhängt, ist § 166 Abs. 10 des Patentgesetzes 1970, BGBl. Nr. 259, in 
der jeweils geltenden Fassung sinngemäß anzuwenden. 

(2) … (2) … 

§ 81. (1) bis (4) … § 81. (1) bis (4) … 

 (5) § 6 Abs. 3, § 18 Abs. 1, 2 und 4, § 19 Abs. 2, § 28 Abs. 4, § 40 Abs. 1, 
§§ 60c, 68 Abs. 2, § 71 Abs. 1 und § 72 Abs. 1 in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. xxx/2001 treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 

 § 82. Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes in seiner jeweiligen 
Fassung dürfen bereits von dem Tag an erlassen werden, der der Kundma-
chung des durchzuführenden Bundesgesetzes folgt; sie dürfen jedoch nicht vor 
den durchzuführenden Gesetzesbestimmungen in Kraft treten. 

Musterschutzgesetz 1990 

§ 40. (1) … § 40. (1) … 
 1. Anmeldegebühr  1. Anmeldegebühr 
 a) für eine Einzelanmeldung ................................................  600 S,  a) für eine Einzelanmeldung ................................................  43 €, 
 b) für eine Sammelanmeldung (§ 13) ...................................  750 S,  b) für eine Sammelanmeldung (§ 13) ..................................  54 €, 
  zuzüglich 80 S für das 11. und für jedes weitere der darin 

zusammengefaßten Muster; 
  zuzüglich 5 € für das 11. und für jedes weitere der darin 

zusammengefassten Muster; 
 2. Zuschlag für eine Geheimmusteranmeldung (§ 14) ..............  50 vH  2. Zuschlag für eine Geheimmusteranmeldung (§ 14) ..............  50 vH 
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  der zu zahlenden Anmeldegebühr;   der zu zahlenden Anmeldegebühr; 
 3. Klassengebühr für eine Einzelanmeldung pro Klasse ...........  150 S;  3. Klassengebühr für eine Einzelanmeldung pro Klasse ...........  10 €; 
 4. Lagergebühr für dreidimensionale Muster pro Muster-

exemplar ................................................................................  500 S; 
 4. Lagergebühr für dreidimensionale Muster pro Muster-

exemplar ...............................................................................  36 €; 
 5. Druckkostenbeitrag, dessen Höhe mit Verordnung festzusetzen ist (§ 43 

Abs. 1). 
 5. Druckkostenbeitrag, dessen Höhe mit Verordnung festzusetzen ist (§ 43 

Abs. 1). 
(2) … (2) … 

§ 41. (1) Die Erneuerungsgebühr beträgt für Einzelmuster für die erste Ver-
längerung der Schutzdauer 900 S und für die zweite Verlängerung 1 200 S, für 
Muster einer Sammelanmeldung für die erste Verlängerung der Schutzdauer 
300 S und für die zweite Verlängerung 400 S pro Muster. Sie kann frühestens 
ein Jahr vor dem Ende der Schutzdauer und spätestens sechs Monate nach de-
ren Ende gezahlt werden. Bei jeder Zahlung nach dem Ende der Schutzdauer 
ist ein Zuschlag von 20vH zur Erneuerungsgebühr zu entrichten. 

§ 41. (1) Die Erneuerungsgebühr beträgt für Einzelmuster für die erste Ver-
längerung der Schutzdauer 65 € und für die zweite Verlängerung 87 €, für 
Muster einer Sammelanmeldung für die erste Verlängerung der Schutzdauer 
21 € und für die zweite Verlängerung 29 € pro Muster. Sie kann frühestens ein 
Jahr vor dem Ende der Schutzdauer und spätestens sechs Monate nach deren 
Ende gezahlt werden. Bei jeder Zahlung nach dem Ende der Schutzdauer ist 
ein Zuschlag von 20vH zur Erneuerungsgebühr zu entrichten. 

(2) … (2) … 

§ 42. (1) Die Gebühren betragen für: § 42. (1) Die Gebühren betragen für: 
 1. die Beschwerde (§ 28) ...........................................................  800 S;  1. die Beschwerde (§ 28) ..........................................................  58 €; 
 2. jeden vor der Nichtigkeitsabteilung zu verhandelnden An-

trag (§ 29) ..............................................................................  2 600 S; 
 2. jeden vor der Nichtigkeitsabteilung zu verhandelnden An-

trag (§ 29) .............................................................................  188 €; 
 3. die Berufung (§ 30) ...............................................................  4 000 S;  3. die Berufung (§ 30) ...............................................................  290 €; 

4. a) den Antrag auf Eintragung eines Vorbenützerrechtes 
(§ 5 Abs. 4), auf Übertragung unter Lebenden (§ 10), 
auf Eintragung einer Lizenz (§ 22 Abs. 4) oder einer Li-
zenzübertragung oder auf eine der sonst im § 22 Abs. 1 
vorgesehenen Eintragungen in das Musterregister ..........  700 S; 

4. a) den Antrag auf Eintragung eines Vorbenützerrechtes 
(§ 5 Abs. 4), auf Übertragung unter Lebenden (§ 10), 
auf Eintragung einer Lizenz (§ 22 Abs. 4) oder einer Li-
zenzübertragung oder auf eine der sonst im § 22 Abs. 1 
vorgesehenen Eintragungen in das Musterregister ..........  50 €; 

 b) den Antrag auf Eintragung einer Streitanmerkung (§ 22 
Abs. 3) .............................................................................  300 S. 

 b) den Antrag auf Eintragung einer Streitanmerkung (§ 22 
Abs. 3) .............................................................................  21 €. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

§ 43. (1) Mit Verordnung können Druckkostenbeiträge sowie besondere 
Gebühren für amtliche Veröffentlichungen, Beglaubigungen, Registerauszüge, 
Musterzertifikate, Prioritätsbelege und Amtszeugnisse festgesetzt werden. Bei 
der Festsetzung des einzelnen Gebührensatzes, der 1 100 S nicht übersteigen 
darf, ist der für die amtliche Tätigkeit erforderliche Arbeits- und Sachaufwand 

§ 43. (1) Mit Verordnung können Druckkostenbeiträge sowie besondere 
Gebühren für amtliche Veröffentlichungen, Beglaubigungen, Registerauszüge, 
Musterzertifikate, Prioritätsbelege und Amtszeugnisse festgesetzt werden. Bei 
der Festsetzung des einzelnen Gebührensatzes, der 79 € nicht übersteigen darf, 
ist der für die amtliche Tätigkeit erforderliche Arbeits- und Sachaufwand zu 
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zu berücksichtigen. Soweit die Höhe der Gebühren von der Zahl der Seiten 
oder Blätter abhängt, ist § 166 Abs. 10 des Patentgesetzes 1970 sinngemäß an-
zuwenden. 

berücksichtigen. Soweit die Höhe der Gebühren von der Zahl der Seiten oder 
Blätter abhängt, ist § 166 Abs. 10 des Patentgesetzes 1970 sinngemäß anzu-
wenden. 

(2) … (2) … 
§ 46. (1) … § 46. (1) … 
(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes können bereits von 

dem seiner Kundmachung folgenden Tag an erlassen werden. Sie dürfen aber 
frühestens mit dem im Abs. 1 genannten Zeitpunkt in Kraft treten. 

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes in seiner jeweiligen 
Fassung dürfen bereits von dem Tag an erlassen werden, der der Kundma-
chung des durchzuführenden Bundesgesetzes folgt; sie dürfen jedoch nicht vor 
den durchzuführenden Gesetzesbestimmungen in Kraft treten. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

 (5) § 40 Abs. 1, § 41 Abs. 1, § 42 Abs. 1 und § 43 Abs. 1 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2001 treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 
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